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30 . 01 . 75 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Dringlichkeitsprogramm zur Überwindung des Lehrstelienmangels und zur 
Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L 

Gegenwärtig sind über 100 000 Jugendliche im Alter bis zu 
20 Jahren ohne Arbeit. Mit einem weiteren Anstieg dieser 
Zahl muß gerechnet werden. 

Die Jugendarbeitslosigkeit ist derzeit vor allem ein konjunk- 
turelles, zum Teil auch strukturelles Problem und weniger durch 
den Mangel an Lehrstellen bedingt. Etwa die Hälfte der heute 
arbeitslosen Jugendlichen kann einen schulischen Abschluß (von 
Hauptschule bis Abitur einschließlich berufsbezogener Bildungs- 
abschlüsse) vorweisen. Die andere Hälfte der arbeitslosen Ju- 
gendlichen hat aufgrund ihrer weniger erfolgreichen Schulbil- 
dung kaum eine Chance, eine Lehrstelle zu erhalten, und wird 
angesichts der konjunkturellen Lage entmutigt, ein Ausbil- 
dungsverhältnis anzustreben. Es muß allerdings befürchtet wer- 
den, daß sich die Jugendarbeitslosigkeit über ihre vornehmlich 
konjunkturellen Ursachen hinaus erheblich verschärfen wird, 
ln den kommenden Jahren werden ohnehin aufgrund der ge- 
burtenstarken Jahrgänge aus den 1960er Jahren jährlich etwa 
20 000 zusätzliche Lehrstellen benötigt. Den Jugendlichen müs- 
sen in dieser Situation zusätzliche Bildungsangebote unterbrei- 
tet werden, um ihre späteren Berufschancen zu erhöhen und 
ihnen das Los der Arbeitslosigkeit in jungen Jahren zu erspa- 
ren. 


11. 

Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, 
das folgende Dringlichkeitsprogramm zu realisieren und damit 
auch gleichzeitig die Voraussetzung zu schaffen, um den Lehr- 
stellenbedarf der kommenden Jahre zu bewältigen: 

A. Anreize für die Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungs- 
plätze 

1. Die Bundesregierung soll im Zusammenwirken mit der 
Wirtschaft sicherstellen, daß das Ausbildungsvolumen 
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der Wirtschaft - wie dies die Spitzenverbände der Wirt- 
schaft für möglich erklärt haben - bereits 1975 insgesamt 
um 10 V. H. eines Ausbildungsjahrgangs (ca. 40 000 Aus- 
bildungsplätze) ausgeweitet wird. Hierzu werden insbe- 
sondere die in Nummern 2 und 3 genannten Vorschläge 
gemacht. 

2. Im Regionalförderungsprogramm des Bundes sind nur 
40 Mio DM oder knapp 5 v. H. der Mittel für die Errich- 
tung von Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschulungs- 
stätten vorgesehen. Mit einer Verdoppelung des für die 
Berufsbildung vorgesehenen Anteils im Rahmen der Re- 
gionalförderung sollen 8000 zusätzliche Ausbildungs- 
plätze in Betrieben in Wirtschaft- und strukturschwachen 
Gebieten geschaffen werden. Zu finanzieren ist dies durch 
die der Gemeinschaftsaufgabe Regionalpolitik zufließen- 
den Mittel aus dem EG-Fonds zur Regionalförderung. 

Darüber hinaus soll im Regionalförderungsprogramm die 
Schaffung von Ausbildungsplätzen der Schaffung von 
Arbeitsplätzen gleichgestellt werden, um eine flexible, 
den regionalen Verhältnissen angepaßte Lösung der Ar- 
beitsmarktprobleme zu ermöglichen. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, durch ein Prä- 
miensystem das Lehrstellenvolumen nachhaltig zu er- 
höhen. Dabei sollen im Jahre 1975 bis zu 20 000 neue 
Ausbildungsplätze mit einer Prämie von je 4000 DM 
gefördert werden. Bei der Zuweisung solcher Prämien 
sollen zuerst Betriebe berücksichtigt werden, die ihre 
Ausbildugsbereitschaft bereits bisher unter Beweis ge- 
stellt haben. Die Mittel sind aus dem Konjunkturpro- 
gramm, insbesondere aus den nicht abgerufenen Mitteln 
für die überbetrieblichen Ausbildungsstätten zu entneh- 
men. 

4. Jugendliche, die infolge einer Betriebsstillegung oder 
eines Konkurses ihre Lehrstelle verloren haben, sollen 
in Zusammenarbeit mit den Kammern (als Anlauf- und 
Koordinierungsstelle) und den überbetrieblichen Einrich- 
tungen von Wirtschaft und Gewerkschaften insbesondere 
folgende Hilfen erhalten: 

— Jugendliche, die kurz vor Abschluß der Lehre standen, 
müssen die Möglichkeit erhalten, besondere Lehr- 
gänge zur Vorbereitung auf die Abschlußprüfung zu 
besuchen; 

— die Bundesanstalt für Arbeit soll die Berechtigung 
erhalten, Ausbildungsbetrieben, die nicht vermittel- 
baren Jugendlichen eine Fortsetzung der Lehre er- 
möglichen, Zuschüsse oder einen Kostenersatz zu ge- 
währen. Darüber hinaus sind ggf. Lehrgänge zur 
Lehrstandsfeststellung kostendeckend zu finanzieren; 

— im Einzelfall soll der Bundesanstalt für Arbeit die 
Möglichkeit gegeben werden, geeignete betriebliche 
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Ausbildungsstätten stillgelegter Betriebe als überbe- 
triebliche Ausbildungsstätten fortzuführen. 

5. Aus dem Bundeshaushalt und dem Konjunkturprogramm 
stehen für 1975 150 Mio DM für die Deckung der Kosten 
von überbetrieblichen Einrichtungen zur Verfügung. An- 
gesichts des schleppenden Abflusses der Mittel bereits 
im vergangenen Jahr sollten die Bedingungen für die 
Vergabe, insbesondere für Einrichtungen, die der Förde- 
rung benachteiligter Jugendlicher dienen, praktikabler 
gestaltet werden. 

6. Betriebe, die ausbilden, sollen bei der Vergabe von Auf- 
trägen der öffentlichen Hand bei vergleichbaren Ange- 
boten den Vorzug erhalten. 

B. Erweiterung des Lehrstellenangebots der öffentlichen Hand 

1, Es steht fest, daß die öffentliche Hand seit vielen Jahren 
weniger Ausbildungsplätze zur Verfügung stellt als dies 
ihrem Eigenbedarf entspricht. Schätzungen sprechen von 
einem Defizit bis zu 40 000 Ausbildungsplätzen. Der Bun- 
destag fordert die öffentlichen Arbeitgeber auf, in den 
kommenden Jahren das Ausbildungsplatzangebot ent- 
sprechend ihrem eigenen Bedarf auszubauen. 

2, Darüber hinaus soll die öffentliche Hand, vor allem Bun- 
desbahn und Bundespost, auch Ausbildungskapazitäten 
anbieten, die derzeit nicht genutzt werden, weil eine Be- 
schäftigungsgarantie für die Zeit nach der Ausbildung 
nicht gegeben werden kann. 

Diese Ausbildungskapazitäten sollen Jugendlichen ohne 
Ausbildungsverhältnis zur Verfügung stehen, auch wenn 
diesen Jugendlichen kein Anspruch auf eine spätere 
Übernahme in den öffentlichen Dienst eingeräumt wer- 
den kann, 

3, Die Bundesregierung soll mit den öffentlichen Arbeitge- 
bern Einigung erzielen, daß alle unbesetzten Lehrstellen 
der Arbeitsverwaltung gemeldet werden. 

C. Verstärkte Hilfen für leistungsschwache und behinderte 

Jugendliche zur Verbesserung ihrer Chancen, in ein Aus- 
bildungsverhältnis vermittelt zu werden 

1. Die Bundesanstalt für Arbeit fördert z. Z. pro Jahr fast 
17 000 Jugendliche in Lehrgängen zur Erreichung der feh- 
lenden Berufsreife bzw. in Lehrgängen zur Verbesserung 
der Vermittlungsmöglichkeiten. Die Bundesregierung soll 
die Bundesanstalt für Arbeit in die Lage versetzen, diese 
Lehrgänge auszubauen. Eine Verdoppelung der Lehr- 
gangskapazität wird eine Kostenbelastung von 160 Mio 
DM pro Jahr erfordern. Um die Kostenbelastung in Gren- 
zen zu halten, ist es notwendig, daß die Bundesanstalt 
für Arbeit in Gesprächen mit den Vertretern der Wirt- 
schaft und der Gewerkschaften erreicht, daß nicht ge- 
nutzte Kapazitäten in überbetrieblichen Einrichtungen 
zur Verfügung gestellt werden. 
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2. Die Bundesregierung soll im Rahmen ihrer Kompetenz 
alle Anstrengungen der Bundesländer unterstützen, die 
auf eine Ausweitung der berufsvorbereitenden oder be- 
rufsbefähigenden schulischen Angebote gerichtet sind. 
Die Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Länder sind aufeinander abzustimmen. 

Das Angebot der Wirtschaft, Fachkräfte für den Berufs- 
schulunterricht zur Verfügung zu stellen und rtiitzufinan- 
zieren, ist in diesem Zusammenhang zu prüfen. 

3. Für Jugendliche, die anderweitig nicht zu vermitteln sind, 
sollte die Bundesanstalt für Arbeit über eine Novellie- 
rung des Arbeitsförderungsgesetzes die Möglichkeit er- 
halten, Ausbildungsverhältnisse analog §§ 97 bis 99 AFG 
zu bezuschussen. 


III. 

Sicherstellung einer ausreichenden Ausbildungsqualität 

Die Maßnahmen zur Sicherstellung einer ausreichenden Aus- 
bildungsqualität durch das Zusammenwirken von Schule und 
Betrieb müssen intensiviert werden. Der Bundestag fordert 
die Bundesregierung und die Länder auf, sich in der gegenwär- 
tigen konjunkturellen Situation im Rahmen ihrer jeweiligen 
Kompetenzen voll zugunsten der gefährdeten Jugendlichen zu 
engagieren und dabei eng zusammenzuarbeiten. Insbesondere 
folgende Maßnahmen sind zu verwirklichen: 

1. Sonderprogramme zur Gewinnung von zusätzlichen Berufs- 
schullehrern (Hochschulabsolventen anderer Fachrichtungen, 
nebenamtlicher Einsatz bzw. Umsetzung von Lehrern an 
Grund-, Realschulen und Gymnasien) sind - wie dies in eini- 
gen Ländern bereits in der Vergangenheit praktiziert 
wurde - durchzuführen. Dem Angebot der Wirtschaft, sich 
an der Finanzierung von 5000 geeigneten Fachkräften zu 
beteiligen, kommt dabei als zeitlich befristete Übergangs- 
maßnahme besondere Bedeutung zu. 

2. Die Auslastung aller Kapazitäten an berufsschulischen 
Werkstätten, insbesondere um Sonderschüler, Hauptschüler 
ohne Abschluß und „Ungelernte'' vor dem Schicksal der 
Arbeitslosigkeit in jungen Jahren zu bewahren. 

3. Verstärkte Bemühungen und Beschleunigung des Verfah- 
rens, um die Ausbildungsordnungen und die Lehrpläne für 
die Berufsschulen besser aufeinander abzustimmen. 


Bonn, den 30. Januar 1975 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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Zur Begründung und Finanzierung 

Das vorgelegte Dringlichkeitsprogramm ist angesichts der ge- 
genwärtigen Jugendarbeitslosigkeit, der unbefriedigenden kon- 
junkturellen Perspektiven sowie des ohnehin aufgrund der 
Geburtenentwicklung ansteigenden Lehrstellenbedarfs der näch- 
sten Jahre unverzichtbar. Ziel ist es, den heute arbeitslosen 
Jugendlichen ein breiteres Angebot an Bildungs- und Ausbil- 
dungsmöglichkeiten zu geben, um Jugendarbeitslosigkeit soweit 
wie irgend möglich zu vermeiden sowie die Weichen zur Bewäl- 
tigung der künftigen Nachfrage nach Ausbildungsplätzen zu 
stellen. 

Das vorgelegte Dringlichkeitsprogramm sieht daher sowohl 
Maßnahmen zur kurzfristigen wie nachhaltigen Erhöhung des 
Ausbildungsangebot vor (II A und B) als auch besondere Hil- 
fen für diejenigen Jugendlichen, die in ihrer Leistungsfähigkeit 
gemindert und daher besonders von Arbeitslosigkeit bedroht 
sind (II C). Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion mißt dabei der 
Sicherung der Ausbildungsqualität besondere Bedeutung bei 
(III). Sie verweist in diesem Zusammenhang erneut auf ihren 
Antrag vom 29. März 1974 (Drucksache 7/1908), dessen Ziele 
sie bekräftigt. 

Die im Dringlichkeitsprogramm vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind überwiegend 

— zum größten Teil nicht oder nur unerheblich mit Kosten ver- 
bunden (vgl. II A 1, 6; II B 3; III 1, 2, 3), 

— ausschließlich durch Umschichtungen in bestehenden Etats 
zu finanzieren (vgl. II A 2, 3, 4). 

Die mit zusätzlichen Kosten verbundenen Maßnahmen (vgl. II A 
5; II B 1, 2; II C, 1, 2, 3) bedeuten angesichts der Tragweite 
des Problems eine zu verantwortende Kostenbelastung, die 
durch Umschichtungen im Rahmen des Gesamthaushalts und im 
Rahmen des Konjunkturprogramms aufgebracht werden muß. 





